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wissenschaftlich-technischen, sozialen und kulturellen Pro­
zesse unentbehrlich. Sie handeln im Auftrag der gewähl­
ten Machtorgane und sind ihnen gegenüber für ihre ge­
samte Tätigkeit verantwortlich und rechenschaftspflichtig. 
Die notwendige Einheitlichkeit ihres Handelns wird durch 
den demokratischen Zentralismus als das grundlegende 
Leitungs- und Organisationsprinzip für den sozialistischen 
Staatsapparat gewährleistet Hauptrichtung der weiteren 
Entwicklung ihrer Tätigkeit bildet die Vervollkommnung 
der sozialistischen Demokratie.

Zu Recht wird daher im Lehrbuch das Prinzip der 
Einheit von staatlichen Machtorganen und Staatsapparat 
zum Ausgangspunkt für alle verwaltungsrechtlichen Be­
trachtungen genommen. Bei allen Besonderheiten in den 
Aufgaben, Befugnissen und der Arbeitsweise der verschie­
denen Organe des weitverzweigten, kompliziert struktu­
rierten Systems der Organe des Staatsapparats bildet die 
untrennbare Verbindung mit den gewählten Machtorganen 
für alle vollziehend-verfügenden Organe des Staates die 
Grundlage ihres Wirkens.

Einheitliche Grundprinzipien
für die Tätigkeit des gesamten Staatsapparats

Die vollziehend-verfügenden Organe des sozialistischen 
Staates arbeiten nach allgemein anerkannten Grundprinzi­
pien, die die objektiven Gesetzmäßigkeiten des sozialisti­
schen Staates, seiner Entstehung und Entwicklung wider­
spiegeln und Ausdruck seines zutiefst demokratischen und 
humanistischen Wesens sind. Diese Grundprinzipien sind: 
die führende Rolle der Arbeiterklasse und ihrer marxi­
stisch-leninistischen Partei; Wissenschaftlichkeit und Plan­
mäßigkeit der staatlichen Leitung; der demokratische Zen­
tralismus; die Volksverbundenheit der staatlichen Leitung; 
die Einheit von Kollektivität und persönlicher Verantwor­
tung ; die sozialistische Gesetzlichkeit.

Die Ausgestaltung und Durchsetzung dieser Prinzipien 
erfolgt vor allem durch das Staatsrecht. Mit Hilfe des Ver­
waltungsrechts werden sie für die Tätigkeit des Staats­
apparats konkretisiert und durchgesetzt. Die Grundprinzi­
pien der staatlichen Leitung tragen im sozialistischen Staat 
normativen Charakter; ihre Verwirklichung in der Arbeit 
des Staatsapparats ist verwaltungsrechtlich verankert und 
wird mittels des Verwaltungsrechts gesichert. Ihre Ver­
wirklichung ist eine notwendige Voraussetzung für die 
erfolgreiche Lösung der staatlichen Aufgaben, für die Ent­
faltung der schöpferischen Initiative und Mitwirkung der 
Werktätigen.

Ausgehend von der grundsätzlichen Darlegung dieser 
Prinzipien im Kapitel 2 des Lehrbuchs wird durchgängig 
gezeigt, wie in der Tätigkeit des Staatsapparats unter Füh­
rung der Partei der Arbeiterklasse wissenschaftlich be­
gründet und planmäßig auf der Grundlage des demokrati­
schen Zentralismus die staatlichen Aufgaben erfüllt wer­
den. Bei der Darstellung der staatlichen Tätigkeit im all­
gemeinen wie im besonderen wird deutlich gemacht, wie 
in der Praxis sozialistischer staatlicher Leitung die Prinzi­
pien der Volksverbundenheit, der Einheit von Kollektivität 
und persönlicher Verantwortung und der konsequenten 
Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit verwirk­
licht werden.

Die vollziehend-verfügende Tätigkeit als Kriterium 
für das Vorliegen eines Verwaltungsrechtsverhältnisses

Als charakteristisches Merkmal eines Verwaltungsrechts­
verhältnisses ist die Ausübung vollziehend-verfügender 
Tätigkeit anzusehen. Das Verwaltungsrecht ist derjenige 
Zweig des einheitlichen sozialistischen Rechts, „dessen Nor­
men die gesellschaftlichen Verhältnisse regeln, die im Pro­
zeß der vollziehend-verfügenden Tätigkeit' der Organe des 
Staatsapparats bei der ständigen, operativen Leitung der

gesellschaftlichen Entwicklung gestaltet werden“ (S. 42). 
Unter vollziehend-verfügender Tätigkeit wird die schöpfe- 
risch-organisierende Tätigkeit der Organe des Staatsappa­
rats als spezifische Form der staatlichen Leitung verstan­
den. Sie wird unter Führung der Partei der Arbeiterklasse 
auf der Grundlage der Gesetze, der anderen Rechtsvor­
schriften und der Beschlüsse der Volksvertretungen sowie 
unter deren Leitung und Kontrolle ausgeübt Sie erstreckt 
sich auf alle Phasen des staatlichen Leitungsprozesses, auf 
die Planung der gesellschaftlichen Entwicklung, auf die 
Vorbereitung von Entscheidungen der Volksvertretungen 
und auf das Treffen eigener Entscheidungen als verbind­
liche Festlegung staatlicher Ziele und Aufgaben, auf die 
Durchführung und die Kontrolle der Durchführung von 
Entscheidungen bis zur Verallgemeinerung der besten Er­
fahrungen. •

Die vollziehend-verfügende Tätigkeit besteht aus zwei 
Grundelementen: Die v o l l z i e h e n d e  Tätigkeit äußert 
sich in der schöpferischen Verwirklichung der Gesetze, der 
anderen Rechtsvorschriften und der Beschlüsse der Volks­
vertretungen. Die v e r f ü g e n d e  Tätigkeit drückt sich 
vor allem im Erlaß von Rechtsvorschriften und in der Or­
ganisierung gesellschaftlicher Aktionen aus.

Vollziehend-verfügende Tätigkeit wird insbesondere in 
Form von kollektiven Entscheidungen des Ministerrates 
und der örtlichen Räte, Weisungen der Leiter zentraler und 
örtlicher Staatsorgane, der Erteilung von Auflagen, Geneh­
migungen und Erlaubnissen sowie der Festsetzung von 
Sanktionen bei Rechtsverletzungen ausgeübt Adressat 
vollziehend-verfügender Rechtsakte können Kombinate, 
Betriebe, Genossenschaften und Einrichtungen sowie Bür­
ger sein. Durch die vollziehend-verfügenden Rechtsakte 
werden Rechte gewährt, Pflichten begründet und deren 
Einhaltung mit staatlichen Mitteln gewährleistet.

Die vollziehend-verfügende Tätigkeit umfaßt die staat­
lichen Entscheidungen und tatsächlichen Handlungen der 
Staatsorgane. Sie ist hauptsächlich eine Tätigkeitsform des 
Staatsapparats. Aber auch örtliche Volksvertretungen, 
staatliche Einrichtungen und verschiedentlich Leiter von 
Betrieben und Vertreter gesellschaftlicher Organisationen 
können vollziehend-verfügend tätig werden.

Da — wie auf S. 43 des Lehrbuchs festgestellt wird — 
im Verwaltungsrecht immer ein Organ des Staatsapparats 
oder ein Staatsfunktionär auf Grund staatlicher Vollmach­
ten im Namen des sozialistischen Staates handelt, ergibt 
sich, daß vollziehend-verfügende Tätigkeit auch außer­
halb des Verwaltungsrechts auftritt. Das Vorliegen voll­
ziehend-verfügender Tätigkeit ist somit ein typisches, in 
allen-Verwaltungsrechtsverhältnissen anzutreffendes Kri­
terium, es ist aber kein sicheres Kriterium für das Beste­
hen eines Verwaltungsrechtsverhältnisses. Vollziehend-ver­
fügende Tätigkeit einer Volksvertretung muß beispiels­
weise dem Staatsrecht zugeordnet werden. Andererseits 
ist auf zahlreiche Tätigkeitsformen staatlicher Einrichtun­
gen das Verwaltungsrecht anzuwenden, obwohl diese Ein­
richtungen und ihre Mitarbeiter nicht zum Staatsapparat 
gehören. Dies berechtigt zu der Feststellung, daß die ge­
naue Bestimmung des Gegenstands des Verwaltungsrechts 
eine von der Verwaltungsrechtswissenschaft noch zu lö­
sende Aufgabe bleibt.

Die Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
mit Hilfe des Verwaltungsrechts

Als Zweig des einheitlichen sozialistischen Rechts leistet 
das Verwaltungsrecht einen großen Beitrag bei der Festi­
gung der sozialistischen Gesetzlichkeit. Das betrifft glei­
chermaßen sowohl die Organisation der gesamten staat­
lichen Tätigkeit auf rechtlicher Grundlage als auch die ge­
genüber Kombinaten, Betrieben, Genossenschaften, Ein­
richtungen und Bürgern zu treffenden Entscheidungen. Die 
Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlichkeit in der


